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ist soviel Material aus den Kommissionenda, daß wir an jedem Tage eine Plenarsitzung halten
tonnen.

Vorsitzender Becker: Also, meine Herren, dann geht die Verlosung vor sich.
(Die Verlosung wird vorgenommen.)

(Schluß der Sitzung gegen 2 Uhr.)

Zweite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Montag, den 9. Februar 1903.

Beginn 12 Uhr 20 Minuten nachmittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Bericht des Provinzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzialuerwaltung für die

Rechnungsjahre 1900 und 1901.
3. Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialuerwaltung der Rheinprovinzsowie zu den

zu demselbengehörendenHaushaltsplänen der einzelnen Verwaltungszweigeund Anstalten und
4. Haupt-Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselben gehörenden Haus¬

haltspläne der einzelnen Verwaltungszweige und Anstalten für die Rechnungsjahre vom
1. April 1903 bis 31. März 1905.

5. Belicht des Provinzialausschusses,betreffend den Vermögensstand des Rheinischen Provinzial-
verbandes.

6. Entscheidung über die geschäftlicheBehandlung der eingegangenenVorlagen.
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll der gestrigenPlenarsitzung liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Als Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren Abgeordneten Schrakcimpund

Spiritus bestimmt.
Wir treten in die Tagesordnung ein. Der erste Punkt der Tagesordnung sind Eingänge.
Se. Excellenz der Herr Ober-Präsident hat zufolge eiues an mich gerichteten Schreibens

den KöniglichenRegierungsrat Dr. Schultz als seinen Kommissarius zn den Sitzungen des
Provinziallandtages und der von diesem zur Vorbereitungseiner Beschlüsse gewählten Kommissionen
angemeldet.

Nach einer Mitteilung Sr. Excellenz des Herrn Ober-Präsidenten hat der Abgeordnete
Heusei seine Verhinderung zur Teilnahme an der gestrigenPlenarsitzung angezeigt.

Die Direktion der Gesellschaft„Verein" in der Steinstraße hierselbst ladet die Herren
Abgeordnetenein, während der jetzigen Tagung die Gesellschaftsräume zu besuchen.

Gehe ich dann zu den geschäftlichen Mitteilungen über, so haben sich die Abteilungen
und die Kommissionengebildet. Die betreffendenDrucksachen werden den Herren Abgeordneten
noch heute zugestellt werden. Die Kommissionsbildungwird während der Sitzung verlesen weiden.
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Das sind die Eingänge.
Wir kommen nun znm zweiten Gegenständeder Tagesordnung:

Bericht des Provinzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzial-
verwaltung für die Rechnungsjahre 1900 nnd 1901.

Berichterstatter ist für den verhinderten AbgeordnetenGeheimen Regierungsrat Eich der
AbgeordneteKammerherr von Breuning, Ich gebe Herrn von Breuning das Wort,

BerichterstatterAbgeordneteruon Breuning: Meine Herren! Wie der Herr Präsident
erklärte, ist der ursprünglichin AussichtgenommeneBerichterstatterheute zu erscheinen verhindert,
und ich bin daher in der letzten Stunde beauftragt worden, an seiner Stelle hier zu referieren.
Es liegt nur sonach ob, den Bericht des Provinzialausschussesüber die Ergebnisseder Provinzial-
verwaltung hier förmlichbei Ihnen einzuführen.

Als Drucksache und in diesem Sinne formlos ist derselbe ja bereits vor längerer Zeit
Ihnen zugegangen, und ich glaube annehmen zu dürfen, daß Sie sich mit den Ausführungen
desselbendurchaus vertraut gemacht haben, sodaß die EinzelheitenIhnen in allen Teilen bekannt
sind. Man sagt: „Gut Ding lobt sich selbst", und so sollte ich eigentlichvon jeder besonderen
Empfehlung und Befürwortung dieses Berichtes absehen dürfen, und ich glaube auch von einer
detaillierten Einführung absehen zu können. Denn ich darf wohl der Überzeugungsein, daß Sie
aus dem Berichte ein entsprechendes Bild über die viclgestaltcte Tätigkeit der Provinzialuerwaltung
gewonnen und daß Sie die Überzeugunghaben, daß in allen Teilen die Verwaltung uach Ihren
Beschlüssen uud auch nach Ihren Intentionen geführt worden ist. Von dem Vortrage von Einzel¬
heiten glaube ich umsomchr absehen zu dürfen, als alle wichtigerenund hervorragenderenAngelegen¬
heiten und Begebenheiten im einzelnen und jedenfalls in der besten Weise uon dem Herrn
Landeshauptmann in der bevorstehenden Etatsrede dargelegt werden, und für einzelne Ausstellungen
bietet sich ferner bei der Vorlage der Rechnungennoch eine besondereGelegenheit. Ich glaube
daher, nach bewährtem Mnster mich darauf beschränke» zu dürfen, hier den Antrag zu stelle», es
wolle das hohe Haus den Punkt der Tagesordnung Nr. 2 durch Kenntnisnahme uon dem
vorgelegtenund dcu Herren eingehändigtenBerichte für erledigt erklären.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung.
Ich schließe dieselbe, da sich niemand zum Wort meldet, und darf wohl ohne besondere

Abstimmungfeststelle», daß die Versammlung von dem Berichte Kenntnis genommenhat.
Wir kommen zum nächste»Gegenstand der Tagesordnung:

Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Prouinzialverwaltung der
Rheinprovinz sowie zu den zu demselben gehörenden Haushaltsplänen
der einzelnen Verwaltuugszweige uud Austeilten

und
Haupt-Haushaltsplan der genannte» Verwaltung sowie die zu demselben
gehöreudeu Haushaltspläne der einzelnen Verwaltuugszweige und An¬
stalten für die Rechnungsjahre vom 1. April 1903 bis 31. März 1905,

Berichterstatter ist der Herr Landeshauptmann, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterLandeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Die Haushaltspläne für

die Rechnungsjahre1903 und 1904, welche ich Ihnen im Namen des Provinzialausschussesvor¬
zulegen die Ehre habe, sind von dem allgemeinenwirtschaftlichen Niedergänge, unter welchem wir
jetzt fast 2 Jahre leiden, nicht unberührt geblieben. Es hat sich dies in doppelter Weise fühlbar
gemacht:einmal in der Verminderung der Einnahmen an Prouinzialabgaben und das andere Mal
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in der Erhöhung der Ausgaben, insbesondere auf dem Gebiete des Landarmenwesens, Die ob¬
waltenden Verhältnisse machtenes diesmal schwierig,den Hcmptctat zum Abschlüsse zu bringen,
ohne die Umlage allzusehr zu erhöhen. Dies Ziel konnte nur durch möglichste Einschränkungder
Ausgaben der einzelnen Etats erreicht werden.

Der Hllupthaushaltsplan schließt demungeachtet in Einnahme und Ausgabe ab
mit ................. 12 684 000 M.
gegen die Rechnungsjahre 1901 und 1902 mit . . . 11 188 000 ^
also mit einem Mehrerfordcrnis von ..... ." 1 496 000 M.

In dieser Summe sind aber zwei Positionen enthalten, welche lediglich in Einnahme
uud Ausgabe durch den Etat laufen ohne eine Erhöhung der Bedürfnisseder Provinzialuerwaltung
selbst darzustellen. Es sind dies:

Erstens die Einnahmen aus dem nenen Dotationsgesetzevom 2. Juli vor. Is. Dieses
Dotationsgesetz bestimmt nämlich, daß von den den Provinzen im H 4 zugewiesenen Renten zwei Drittel
zur Uutervertcilung an leistnngsschwache Kreise und Gemeinden verwendetwerden sollen. Da die
der Rheinprovinz in dem genannten Paragraphen zugewiesene Rente 64? 825 Mark beträgt, so
sind von dieser Summe 431883 Mark 33 Pf. auszuscheidenund auf die Kreise und Gemeinden
unterzuverteilen, weshalb dieser Betrag nur als durchlaufenderPosten im Etat erscheint. D>c be¬
treffende Summe ist uicht bei deu durchlaufende«Posten im Titel III des Hauptetats, fundcru
im Titel I des Hauptetats aufgeführt, weil, wie bereits bemerkt, nicht die ganze Rente, sondern
nur zwei Drittel derselbenzur Unterverteilung gelangen.

Sodann ist zweitens im Hauptetat vorgesehen,daß aus den Mitteln der Fcuersocietät
60 000 M. mehr eingestellt und zur Verteilung an Gemeinden znr Beförderung der Wasserver¬
sorgung verwendetwerden sollen.

Nach Absetzung dieser beiden Posten im Gesamtbeträgevon 491 883 Mark 33 Pf. bleibt
immerhin noch eine Steigerung der Einnahmen und Ausgaben um die Summe von
1004 116 Mark 6? Pf. Indem ich mir vorbehalte, auf die Ausgaben, welche diese Steigerung
verursacht haben, näher zurückzukommen, schicke ich voraus, daß nach dem vorliegenden Haupt-
Haushaltsplan die Deckungdes genannten Betrages in folgender Weise geschehensoll, nämlich:

1. aus dem dem Provinzialverbandezur Bestreitung der eigenen Land-
armeukosten verbliebenenBetrage der neuen Dotatiousrente mit . 215 941,6? M.
uud der im neuen Dotationsgesetzeferner vorgesehenen Rente für
die Unterhaltuug der Prouinzialstraßen mit ....... 93713,— „

zusammeualso mit . . . 309654,6? M.
2. aus der Erhöhung des Zuschusses aus der Landeöbankum . 60 000,— „

ergibt im ganzen die Summe von ........... 369 654,6? M.
nach deren Abzug an der Bedarfssummevon ....... 1004116,6? „

noch fehlen . . . 634 462,— M.
oder abgerundet 635 000 Mark.

Diese 635 000 Mark könnten nur durch Erhöhung der Umlage beschafft werden, da uns
anderweite Einnahmequellen nicht zu Gebote stehen, wozu unter Zugrundelegung einer Slants-
steuersumme von rund 61000 000 Mark 1 > Mchrnmlage erforderlich ist, so daß die Prouinzial-
umlage von 10 ^ "/n ans 11^/2 "/<> steigen wird.

Eine Verminderungdieser Umlagekann nur eintreten infolge Herabsetzung der vorgeschlagenen
Ausgaben, während umgekehrt bei einer Erhöhung der Ausgabenselbstredend die Umlage steigen muß.

3"
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Es wird Ihre Aufgabe sein, meine Herren, in den Kommissionenauf das eingehendste
zu prüfen, ob und welche Verminderungen oder Erhöhungen der vorgeschlagenen Ausgaben Sie
für erforderlich erachten, und hiernach die Gesamtumlage festzusetzen.

Die Mehrausgaben uon 1004 000 M, finden sich in folgenden Einzel-Etats:
a) im Haushaltsplan für die Centralverwaltung mit ....... 30 000 M
b) im Haushaltsplan zur Zahlung von Pensionen, Witwen- und Waisen-

geldein mit ................... 14500 „
0) in den Haushaltsplänen für die Unterrichtscmstalteu(Taubstummen

----- 31800 M., Blinden ---- 7000 M., Hebammen-Lehranstalt---- 7800 M.) 46 600 M
6) in den Haushaltsplänen für die Heil- und Pflcgeanstalten mit . . 42 200 „
e) im Haushaltsplan für die Arbeitsanstalt in Brauweiler mit ... 5 300 „
f) im Haushaltsplan über die Fürsorgeerziehungmit ....... 194200 „
ß) im Haushaltsplan für das Landarmenwesenmit ....... 130500 „
K) im Haushaltsplan über die erweiterte Armenpflegemit .... 90000 „
i) im Haushaltsplan über die Straßenverwaltung mit...... 222700 „

K) im Haushaltsplau über die landwirtschaftlichenAngelegenheitenmit . 180 000 „
1) im Haushaltsplan über die gewerblichen Zwecke mit ...... 15000 ,.

n>) bei den Anleihezinsen im Hauptetat mit .......... 70000 „
zusammen 1 041 000 M

Hiervon gehen ab Minderausgaben bei einzelnen Titeln des Hauptetats mit 3? 000 „
so daß bleiben 1 004 000 M.

Von diesen Mehrausgaben sind für unsere Etatsverhältnissevon durchschlagenderBedeutung
folgende Erhöhungen der Ausgaben

1. bei den Kosten der Fürsorgeerziehungum ......... 194200 M-
2. bei den Kosten des ordentlichenund außerordentlichen Armenwesens um 220 500 „
3. bei den Kosten der Straßenverwaltung um ......... 222 700 „
4. bei den Kosten für die landwirtschaftlichenAngelegenheitenum . . . 180000 „
5. bei den Anleihezinsen um .............. 70000 „

macht zusammen 887 400 M.
so daß auf die sämtlichenübrigen Verwaltungszweigenur .... 153600 „
entfallen.

Da der Schwerpunkt der Etatsbcratung in den angeführte« 5 Posten beruht, so gestatte
ich mir, auf diese Grhühuugeu im einzelnennäher einzugehen.

Wie bereits bemerkt,mußten die Ausgaben für die Fürsorgeerziehungum 194 200 Mark
und diejenigen des Landarmenwesens um 220 500 Mark, also für beide Verwaltungszweige
zusammenum 414 700 Mark höher angesetzt werden. Die Ausgaben beruhen auf gesetzlich der
Provinz obliegendenVerpflichtungen,bei denen es sich nur darum handeln kann, ob und in wie
weit sich einzelne Ausgabepositionenvermeidenlassen. Eine nähere Prüfung der betreffenden Aus¬
gaben in den Kommissionen, wozu Ihnen das Material zur Verfügung gestellt werden wird, dürfte
Sie, meine Herren, überzeugen,daß an diesen Ausgaben nichts zu streichen ist, sondern daß wir
mit der vorgesehenen Summe von 414 700 Mark für diese beiden Zwecke leider unabänderlich
rechnen müssen und daß, was noch schlimmerist, diese Ausgaben für die Folge weiter steigen
werden. Bei der Fürsorgeerziehung hat die Staatsiegierung sich bei der Vorlage des Gesetz-
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entwurfes arg verrechnet. Wahrend nach den Motiven des Gesetzentwurfes angenommenwar, daß
sich die Zahl der Fürsorgezöglingein Preußen in der Zeit bis zum Veharrungszustandeverdoppeln
würde, ist diese Ziffer bereits jetzt schon nach noch nicht zweijährigemBestehen des Gesetzes über¬
schritten. Anstatt, daß die Rheinprouinz, wie in den Motiven des Gesetzes ausgeführt ist, bis zum
Veharrungszustanded. h, bis zu dem Zeitpunkte, in welchem die Zahl der Neuaufnahmen sich mit
dem Abgange deckt, was nach 10 Jahren der Fall fein sollte, 2400 Fürsorgezöglingehaben würde,
ist diese Ziffer heute fchon überholt und sind irgendwelche Anzeichen für eine Abnahme der täg¬
lichen Überweisungen bis jetzt noch nicht hervorgetreten. Es hat vielmehr, wie aus den Bemerkungen
zu dem betreffendenEtat hervorgeht, auf ein noch stärkeresAnwachsen gerechnet werden müssen.
Die Unterbringuugder Fürsorgezöglingcerfolgt nach dem Verfahren,welches früher bei den Zwangs¬
zöglingenangewendetworden ist.

Die besseren Elemente (ca. 40°/») werden in Familien untergebracht nnd zwar die im
jugendlichenAlter stehenden zur Pflege nnd die der Schule Entwachsenenzur Erlernung eines
Handwerkes bezw. als Gesellen und im Gcsiudedicnste. Diejenigen Fürsorgezöglingc,welche in¬
folge körperlicher Gebrechenoder im Hinblicke auf ihren sittlichen Zustand, insbesondere die Neigung
zu steten Entweichungen,Familien nicht anvertraut werden können, werden zunächst Anstalten mit
ausgedehntem Handwerks- und Gärtnereibetrieb übergeben. Es sind dies ca. 5?°/« der vorhandenen
Fürsorgezöglinge, Die ganz schlimmen Elemente im Alter von mehr als 16 Jahren, welche wegen
schwerer Verbrechen längere Gefängnisstrafen hinter sich oder noch zu verbüßen haben (ca. 3«/o),
sind zur Zeit in einem besonderen Gebäude bei der Anstalt zu Vrauweiler untergebracht. Wenn
iu unserer Provinz auch zahlreiche Anstalten zur Aufnahme der Fürsorgezüglingevorhanden sind,
so wird die Provinzialverwaltuug doch dazu übergehen müssen, eine eigene Anstalt zu bauen, wofür
eine Vorlage dem Provinziallandtage unterbreitet ist.

Es ist gewiß heute verfrüht, eine Kritik an dem Fürsorgeerziehungsgesetze zu üben oder
von dessen Wirkungen zu sprechen, allein die Befürchtung läßt sich heute schon nicht mehr unterdrücken,
daß die Überweisungvon 1? und 18jährigen Burschen, welche mit dem Strafgesetz vielfach in
Berührung gekommensind und fchon längere Gefängnisstrafen verbüßt haben, doch ein etwas
fragwürdiges Beginnen darstellt. Die Unterbringung solcher Zöglinge gestaltet sich ebenso schwierig
wie kostspielig, während die Erziehung selbst in den meisten Fällen auf die größten Schwierigkeiten
stößt und leider nur zu oft wenig Erfolge erwarten läßt. Ich frage Sie, meine Herren, was
sollen wir mit jungen Burschen,welche im Alter von 16 bis 18 Jahren wegen schwererVerbrechen
zu längeren Gefängnisstrafenverurteilt werden, beginnen, wenn dieselben uns nach Verbüßung der
Strafen im Alter von etwa 19 Jahren noch auf ein Jahr zur Fürsorgeerziehungaus dem Gefängnisse
überwiesen werden. Was sollen und können wir an solchen Elementen in der kurzen Zeit noch
erziehen und wo finden wir ein Unterkommenfür dieselben? Die Unterbringung in einer Familie
ist undenkbarund die Unterbringung in einer Anstalt mit Rücksicht schon auf die anderen Zöglinge
höchst bedenklich und gefährlich. Wir haben zwar den Versuchgemacht sowohl mit den bestehenden
Erziehungsanstalten,wie mit der staatlichenAnstalt zu Steinfeld. Der Erfolg war aber, daß die
Burschen davon laufen oder in der Anstalt solchen Unfug verübten, daß die Anstaltsleiter sie nicht
mehr dulden wollten und konnten. Es blieb uns daher nichts anderes übrig, als diese Elemente
in dem besonderen, von der Korrigendenanstalt völlig getrennten Gebäude zu Vrauweiler unter¬
zubringen. Glücklicherweise ist die Zahl dieser Zöglinge verhältnismäßig gering und beträgt,
wie bereits bemerkt, nur 3«/». Wir können uns hier mit der Hoffnungtrösten, daß bei einer strengen
Durchführungdes Fürforgeerziehungsgefctzes solche schlimmen Elemente, welche uns jetzt am meisten
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Sorge bereiten, in der Zukunft uns in früherem Alter zur Fürsorgeerziehungüberwiesen werden,
zur Zeit, wo im Wege der Erziehung noch etwas erzielt werden kaun.

Es ist uus vielfach der Vorwurf begegnet, daß wir bei der Anwendung des Fürsorge-
erzichuugsgesctzes zu rigoros verführen und dadurch die Wirkung des Gesetzes beeinträchtigten,
Der Dezernent für die FürsorgeerziehungLandesrat Schmidt wird Veranlassung nehmen, auf
diesen Vorwurf in der Fachkommission zurückzukommen und nachzuweisen,daß wir lediglich einer
uferlose» Ausdehnung des Gesetzes entgegengetreten sind und daß unser Einspruch gegen die
Anordnung der Fürsorgeerziehungin den weitaus überwiegendenFällen in den höheren Instanzen
gebilligt worden ist. Die große Zahl der tatsächlichin unserer Provinz in Fürsorgeerziehung
übernommenenjugendlichenPersonen — über 2500 — widerlegt meines Erachtcns den Vorwurf,
daß wir das Gesetz zu enge anwendeten, auf das schlagendste,da die Zahl der übernommenen
Fürsorgezöglingedie nach den Motiven des Gesetzes in Aussicht genommene Ziffer ja wesentlich
übersteigt.

Über die Kosten des ordentlichenLandarmenwesens sowie der erweiterten Armenpflege
habe ich häufig hier schon Klage geführt. Ich kann heute nur wiederhole», daß unsererseitsalles
geschieht, was nur möglich ist, um diese Kosten zu vermiuderu; allem die gesetzliche» Bestimmungen
sind den Laudarmeuverbäudenzu ungünstig. Wenn der Verlust des Hülfsdomizils durch die
Gesctzcsnovcllevom 12. März 1894 um 6 Jahre erleichtert worden ist, indem nach dem er¬
wähnten Gesetze der Beginn der Frist zum Verluste des Hülfsdomizilsvom 24. auf das 18. Lebensjahr
herabgesetzt worden ist, wenn ferner die Frist zum Verluste des Hülfsdomizils von 2 auf 1 Iahl
beschränkt worden ist, so liegt nahe, daß eine Reihe von Personen, welche früher den Ortsarmen-
verbänden angehörten, nunmehr den Landarmenverbänden zur Last fallen und daß bei dem fort¬
währenden Wachsen der Zahl dieser Personen die Kosten immer steigen müssen. Nicht minder
trägt hierzu bei, daß auf diesem Gebiete die Interessen der mit der Ausführung der Landarmen-
pflcge betrauten Orlsarmeuverbände mit denjenigen der Landarmenverbände häufig geradezu im
Widerspruchstehe», was nicht ohne Einfluß auf die Kosten bleiben kann.

Der Zuschuß für das ordeutlicheArmenwese»ist zur Zeit auf 1 554 000 Mark ange¬
wachsen. Wenn blos die Geldfrage in Betracht käme, so würde, so bedauerlich auch diese hohe
Ausgabe für den Prouinzialverband immerhin ist, dies doch weniger zu beklagen sei», — allein
die Hauptsacheist die, daß bei der jetzigen Gesetzgebung die Verwendung der Summen eine sehr
fragliche ist. Sie geht niemals über die Beseitigung des augenblicklichen Notstandes hinaus uud
entbehrt gänzlich einer rationellen Armenpflege. Eine Besserung kann hier nur erhofft werden,
wenn das Gesetz dahin geändert wird, daß die Tätigkeit des Landarmcnvcrbandes nur auf die
Gewährung von Beihülfen beschränkt wird, in der Art also, daß alle Armenkostenmit wenigen
Ausuahmen den Aufenthaltsgemeindenzur Last fallen und daß letztere regelmäßigeZuschüsse zu
den Armenkostcn, nicht nur in Unvermögeusfällen,sondern nach bestimmten Prozenten der Ausgaben
für Almenzwecke, erhalten.

Mit einer solchen prinzipiellen Änderung, welche zur Folge habeu würde, daß die Orts-
aimcnverbäudeau deu Ausgaben für das Laudarmenwcseninteressiert sind, würde den Übclständen,
welche wir jetzt auf diesem Gebiete zu beklagen haben, gründlich Abhülfe bereitet uud sogleich eine
Menge von Schreibereien,Streitigkeiten und Kosten sowohl der Ortsarmenverbändeunter einander,
wie dem Landarmenverbände gegenüber erspart weiden. In dem Königreiche Belgien wird zur
Zeit eine auf dieser Grundlage beruhende Gesetzgebungvorbereitet und dürfte dereu Resultat
zunächst abzuwarten sein.
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Die dritte Hauplausgabe, die Mehrkosten bei der Straßenverwaltung bestehen
1. in einer Steigerung der Ausgaben für Unterstützungdes Kleinbahn¬

wesens Mit ............ ' ..... 65000,00 M.
2. in der Erhöhung der materiellen Straß eimnterhaltungskostenein¬

schließlich der Renten für abgetretene Straßen mit ..... l 6? 669,08 „
und 3. in der Vermehrung und Tilgung der Zinsen für die Darlehen zur

Ausführung von Groß- und Kleinpflastermit ....... 31438,12 „

ausmachendim ganzen 264 107,20 M.
wovon an Minderausgabeu bei einzelnenTiteln
des Straßenctllts .......... 24 348,30 M,
und eigene Mehreinnahme ....... 17 045 ,90 „

zusammen ___41 394,20 „
abgehen, so daß für die Straßenverwaltung ein Mehlbedürfnis von 222 713,00 M.
verbleibt.

Ich habe in meiner letzten Etntsrcde die Gründe für die fortwährende Steigerung des
Straßcnetats auf das Ausführlichstedargelegt und kann ich heute nur auf das damals Gesagte
Bezug nehmen, dem ich nur noch hinzufügen will, daß wie in der Fachkommissiondargelegt
werden wird, das Notwendigstenicht überschrittenwerden soll.

Die Erhöhung des landwirtschaftlichenEtats war zunächst dadurch bedingt, daß der
sogenannte Westfonds „zur UnterstützunglandwirtschaftlicherUnternehmungen in den wirtschaftlich
zurückgebliebenen Teilen der Provinz" von 440 000 Mark auf 640 000 Mark erhöht worden ist,
wovon der Staat 100 000 Mark mehr beizutragen hat, während die gleiche Summe als
Gegenleistung von der Provinz aufzubringen ist. Außerdem erfordern die landwirtschaftlichen
Winterschuleueiuen Mehrbetrag von 20 87? Mark und die Wein- und Obstbauschuleu nach der
inzwischenerfolgten Eröffnung der dritten Schule zu Ahrweiler ein Mehr von 18 070 Mark.
Diese drei Posten

der erhöhte Beitrag zum Westfondsmit .......... 100000 M.
die Mehrkostender landwirtschaftlichen Schulen mit ...... 2087? ,.
und die Mehrkostender Wein- und Obstbauschulen mit . . , . 18070 „

ergeben 138 947 M.
so daß noch rund 51000 Mark verbleiben, welche für die zahlreichenAnforderungen auf dem
Gebiete der Landesmeliorcitioncn, der Flußregulierungen und der Zusammenlegungen kaum
genügend erscheinen.

Diese Ausgaben können nur als fruchtbringendim Interesse der ärmeren Gegenden und
der darniederliegendenLandwirtschaftunserer Provinz auf's Wärmste anempfohlenwerden.

Die Mehrzinsender Anleihe ergeben sich aus der wahrend der bevorstehenden Etatsperiode
erfolgendenVollendungder von den früheren Provinziallandtagen bewilligten Bauten, indem nach
dem Beschlusse des Provinziallandtag.esdie Zinsen nur bis zur Vollendung der Bauten aus dem
Bllufonds und alsdauu aus dem von dem Provinziallandtage für die einzelnen Bauten bewilligten
Anleihen bestritten werden sollen, wobei die Verzinsung der einzelnen Anleihen aus dem bezüg¬
lichen Kredite des Hauptetat einzutreten hat. Hiermit dürften die Haupwusgaben, soweit
dies im Rahmen einer allgemeinen Generaldiskussion erforderlich erscheint, ihre Erläuterung
gefundenhaben.
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Die noch bleibendenPosten Erhöhung des Etats der Centralverwaltung
mit ...................... 30000 M.

des Pensionsetats mit ................. 14 500 „
der Etats für die Nnstaltsverwciltung(Taubstummen-,Blinden-,Hebammen«

Lehranstalt u. s. w.) mit ............... 46600 „
der Irrenanstalten mit ................. 42200 „
der Anstalt zu Blauweiler mit .............. 5 300 „
und des Etats für gewerbliche Zwecke mit .......... ^^^0^"

zusammendie Summe von 153 600 M.
sind in dem Vorberichte zum Haupthaushaltsplanc des näheren erläutert und gestatte ich mir
auf diese Erläuterungen sowie die weiteren Aufschlüsse, welche in den Fachkommissionenerteilt
werden sollen, zu verweisen.

Außer den in diesen Haushaltsplänen, welche Ihnen vorliegen, vorgesehenen Ausgaben
werden dem Provinziallandtage noch folgendeAnträge beschäftigen,für welche eine Deckung im
Etat nicht vorgesehen ist und nach Lage der Verhältnisseauch nicht vorgesehen werden konnte.

1. Es werden für den Bau von festen Brücken über den Rhein
bei Wesel ................ 300000 M.
bei Ruhrort ............... 500000 „
bei Kreuznach über die Nahe ......... 70 000 „
und bei Mehring über die Mosel ........ 30 00 0 „

zusammenalso für Brückenbauten 900 000 M beantragt.
Eine gesetzliche Verpflichtung zur Übernahme dieser Kosten bezw. zur Gewährung dieser

Zuschüsse liegt nicht vor und es können nur Gründe der Billigkeit oder Präzedenzfälle für deren
Gewährung angeführt werden. Ich gestatte mir hinsichtlich dieser Forderung auf den vorliegenden
Bericht des Prouinzialausschusseszu verweisen, wonach für die beiden Brücken bei Wesel und
Nuhrort je 200 000 Mark beantragt werden, während die Entscheidungüber die kleinen Brücken
Ihnen anheim gegeben wird. Sollten Sie, meine Herren, sich für die Bewilligung von Zuschüssen
^ür diese Brücken aussprechen, so würde dies für die am 1. April ds. Is. beginnendeEtatsperiode
zwar noch nicht in Betracht kommen, weil der Beginn des Baues dieser Brücken sich jedenfalls
noch so lange hinziehen wird, daß eine Ratenzahlung in der Etatsperiode wohl noch nicht z»
erwarten ist, allein die Belastung durch eine solche Bewilligung für die Zukunft bleibt bestehen.

2. Es wird ein Zuschuß von rund 230 000 Mark für die Siegregulierung beantragt.
Dieser Zuschußwird sich ebenfalls auf eine Reihe von Jahren verteilen und wird der etwa in die
kommende Etatsperiode voraussichtlich noch fallende Betrag aus landwirtschaftlichen Fonds Deckung
finden können.

Bei dieser Siegregulierung handelt es sich um die Fortsetzungeines von dem Provinzial¬
landtage bereits früher beschlossenen Werkes, der Regulierung der unteren Sieg. Diese letztere
bereits ausgeführte und in der Praxis durchaus bewährte Arbeit hat nur in dem Falle einen
dauernden Wert, wenn auch die oberhalb belegeneStrecke, welche der jetzt gestellteAntrag zum
Gegenstand hat, reguliert wird. Ich verweisedieserhalb auf die ausführlicheDenkschrift, welche
dem bezüglichen Berichte des Provinzialausschussesbeigefügtist;

3. ist im letzten Landtage eine Verstärkuug des Kommunalwegebauesangeregt und der
Provinzialausschußbeauftragt worden, eine darauf bezügliche Vorlage dem Provinziallandtage z«
unterbreiten.



43. Rheinischer Provinziallcmdtag, 2. Sitzung am 9. Februar 1903, 1?

Der Prouinzialausschuß hat nach reiflicher Erwägung davon Abstand genommen, Ihnen
eine solche Vorlage jetzt zu machen. Bestimmendhierfür waren folgende Gründe. Erstens ist durch
das nene Dotatiousgesetzvom 2. Juni 1902 ein Betrag von rund 431000 Mark zur Entlastung
auf dem Gebiete des Armen- und Wegeweseus den Kreisen und Gemeindenzur Verfügung gestellt
worden. Da das Gemeinde-Armenwesenhiervon höchstens 100 000 Mark beanspruchenwird, so
bleiben über 330 000 Mark für den Kommunal-Wegebau übrig, welche in unserer Provinz aus¬
schließlich den Gemeinden zustießen,da die Kreise in der Rheinprovinz keine Wegebaulast haben.

Die erste Verteilung dieser Summe an die Gemeinden wird in diesen: Frühjahr noch
stattfinden und wird sich alsdann erst ergeben,ob und in wieweit nach Bereitstellung dieser staat¬
lichen Mittel noch ein Bedürfnis zur Erhöhung aus Prouinzialmittelu, wofür bis jetzt jährlich
350 000 Mark aufgewendetwerden, vorhanden ist. Der Prouinzialausschußglaubte die Wirkung
des neuen Dotationsgesctzcsauf dem Gebiete des Gemeinde-Wegebaueszunächst abwarten zu
sollen, bevor er an die Ausführung des ihm von dem Prouiuziallandtagc erteilten Vorschlages
herantreten könnte. Derselbe beabsichtigteine bezügliche Vorlage an der Hand der gemachten Er¬
fahrungen und des hierbei gewonnenenZahlenmaterials dem nächste» Provinziallandtage zu unter¬
breiten. Der zweite Gruud gegen die Einbringung einer solchen Vorlage war der, daß die Frage
einer rationellen Unterstützungdes Gemeinde-Wegebauesim engen Zusammenhangesteht mit der
Einrichtung einer Kreiswegcbau-Verwaltuugim Süden unserer Provinz und der Übergabeeinzelner
hierzu geeigneterProvinzialstraßcn an die Kreise, wie dies bei Gelegenheit des letzten Landtages
von dem Herrn Referenten der III. Fachkommissionund mir näher ausgeführt worden ist. Eine
desfallsige Vorlage befindet sich in Ihren Händen nnd liegt gewiß nahe, daß der Prouinzialausschuß
zunächst Ihre Entscheidung über diese Vorlage abwarten wollte, bevor derselbe an die Lösung der
Frage herantritt, ob und iu wieweit die auf dem Gebiete des Gcmeiude-Wegebauesin gebirgigen
Gegenden der Provinz, insbesonderein den RegierungsbezirkenTrier und Koblenz, unstreitig vor¬
handenen großen Übclstcinde im Wege der Erhöhung des Kommunal-Wcgcbaufondseine rationelle
und dauernde Abhülfe finden können. Der dritte Grund, welcher gegen die Einbringung einer
solchen Vorlage bei dem jetzigen Landtage sprach, bestcht darin, daß bei der augeublicklichcnFinanz¬
lage der Proviuzialverwaltung eine weitere Verstärkung des Fonds für den Gemeinde-Wegebau
und die weitere Inanspruchnahme von Provinzialmitteln ernsten Bedenkenzur Zeit entgegenstehen.
Wir müssen, wie Sie aus deu Ihnen mitgeteiltenHaushaltsplänen ersehen haben, die Prouinzial-
umlage bereits um 1 "/» erhöhen.

Wenn dieser Betrag auch für viele Kreise geringfügig erscheinen mag, so wird derselbe
doch bei der jetzigen Finanzlage, insbesondereiu vieleu Stadtgemeinden bei Aufstellungder Haus'
haltspläne infolge der Höhe der Summe störend empfunden. So stellt 1 °/° Umlage für die
Stadt Cüln zirka 80 000 Mark (Hört! Hört!), für Düsseldorfzirka 40 000 Mark, Stadt Essen
25 000 Mark dar, während dieses eine Prozent in der Mehrzahl der Landkreise uuter 2000 Mark
bleibt. Da es sich bei dem Kommunal-Wcgcbau, insbesondere im Hinblicke auf die nach dem
neuen Dotationsgesetze den ärmeren Gemeinden zufließende Unterstützungvon etwa 400 000 Mark
nicht um einen der augenblicklichenAbhülfe bedürftige« Notstand handelt, so glaubte der Prouinzial¬
ausschußauch auf den letzterenGrnnd für die Hinausschicbungder Vorlage Rücksicht nehmen zu
müssen. Ich möchte hier noch einen Punkt berühren, welcher bei der Frage der Unterstützungdes
Kommuual-Wegebauesmir häufiger entgegengehaltenworden ist. Es ist dies die Behauptung,
daß die übrigen Provinzen, insbesondere unsere Nachbarprovinz Westfalen, für den Kreis- und
Gemeinde-Wegebaumehr leisten wie die Rheinprovinz.
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Diese Behauptung ist zum Teil richtig, zum Teil aber durchaus irrig. Es ist richtig,
daß im Verhältnisse zur Grüße und Steuerlast der Rheinprovinz einzelne Provinzen in dem
Etatstitel „Unterstützungdes Kreis- und Gemeinde-Wegebaues"höhere Summen eingestellt haben,
wie die Rheinprovinz, allein es ist nicht richtig, daß sie deshalb mehr leisten wie unsere Provinz,

Unsere NachbarprovinzWestfalen hat allerdings in den Jahren
1899: 392 666 Mark
1900: 949 678 „
1901: 963 851 „
1902: 695 508 „

oder im Durchschnitt dieser 4 Jahre jährlich 750 426 Mark verwendetund zwar 396 660 Mark
aus laufenden Gtatsmitteln und den Rest ans einmaligen Anleihen, also nicht dauernd, während
in der Rheinprovinz unter dem Titel Gemeinde-Wegebauin diesen 4 Jahren nur 471 775 Mark
durchschnittlich verausgabt worden sind, allein, meine Herren, es ist immer ein gefährliches Spiel,
mit Zahlen zu operieren, man kommt an der Hand derselben nur zu oft zu Trugschlüssen und so
ist es auch hier. Die Rheiuprovinz wendet für die Unterstützungdes Kreis- und Gemeinde-Wege¬
baues in dem Etatstitel „Beihülfe für den Kreis- nnd Gemeinde-Wegebau"allerdings weniger auf,
allein in der Sache selbst aber erheblich mehr auf wie die übrigen Provinzen und insbesondere
die Provinz Westfalen und zwar aus dem Grnnde, weil die Rheinprouiuz die Straßen, welche
in den übrigen Provinzen als Kreisstraßen von den Kreisen auf deren Kosten unterhalten werden,
die ehemaligen Bezirksstraßenin einer Ausdehnungvon 4600 Km ans das Straßenbudget der Provinz
übernommen hat und mit einem Kostenanfwaude von jährlich 3 000 000 Mark aus Provinzial-
mitteln unterhält. Dem Kreise liegt deshalb in der Rheinprouiuz keine Wegclast ob uud fällt
deshalb auch der Kreis, welchem in Westfalen der weit überwiegendeTeil der Unterstützungen
zustießt, in der Rheinprovinz bei der Unterstützungsfragefort. Es ist selbstredend,daß, nachdem
unsere Provinz die von den Kreisen in den übrigen Provinzen zu unterhaltenden Straßen auf
Prouiuzialkosten übernommen hat, keinerlei weitere Unterstützungen für eine dem Kreise nicht
obliegendeLast bei uns in Betracht kommen können. Wenn man einen Vergleichhinsichtlich der
Leistungen beider Provinzen für den Kreis- uud Gemeinde-Wegebau ziehen will, so kaun die
Rechnung nur so gestellt werde», daß der Rhcinprovinz

1. die Unterstützungenan die Gemeinden während der letzten 4 Jahre mit
durchschnittlich .................. 471 775 M,

und 2. die Kosten für die Unterhaltung der den Kreisstraßenanalogen Vezirks-
straßen mit durchschnittlich ............... 3 000 000 «^

also zusammen3 471775 M-
in Rechnung gestellt werden
gegen ..................... 750 426^^
in der Provinz Westfalen,
was eine Mehrleistung der Rheinprovinz ergiebt von ...... 2 721349 M.

Wenn Sie die Ausgaben beider Provinzen auf dem Gebiete der Unterstützungdes Kceis-
und Gemeinde-Wegebauessowohl durch Übernahme von Straßen, deren Unterhaltung sonst den
Kreisen obliegen würde, wie durch Gewährung direkter Gelduutcrstützungen an Kreise und
Gemeinden vergleichen,so ergeben sich in der Rheinprouinz 0,58°/° und iu Westfalen 0,24°/»
für den Kopf der Bevölkerung. Wenn man nun sagt, ja die Bezirksstraßenhaben nichts damit
zu tun, die werden aus Bezirksstraßenfondsunterhalten, so klingt das ja sehr schön. Aber der
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Vezirksstraßenfondsist nichts anderes, als die Umlage, welche wir erheben. Ich würde recht gerne
dem Vorgange der Provinz Westfalen folgen und reiche Mittel zur Nuterstützungdes Kreiswege-
baucs einstellen,wcuu die Kreise in der Rhcinprovinz, wie in Westfalen, die Bezirksstrahen aus
Kreisstcuernunterhalten wollten, dann würden wir ihnen 1 ^2 bis 2 Millionen jährlich als Unter¬
stützung gebeu köunen und dabei immer noch ein gutes Geschäft machen, da die Bezirksstraßenuns
weit mehr kosten.

Ich führe diese Zahlen hier an, um auch die Herren, welche an den Beratungen der
Fachkommission nicht teilnehmen, über diese nicht so einfach liegende Frage in etwa zu orientieren.

Die 4. Anforderung, welche in dem vorliegenden Haushaltsplane keine so weitgehende
Berücksichtigung finden konnte, wie dies von einzelnen Seiten wohl gewünscht wird, betrifft die
eingehendereFörderung des Klcinbahnbaues, Wie Sie, meine Herren, aus der diesen Gegenstand
betreffendenVorlage ersehen haben werden, hat der Provinzialausschußsich darauf beschränkt, nur
eine Erhöhung des Kredites für den Kleinbahnbau um 65 000 Mark jährlich vorzusehen und daran
festzuhalten,daß die Provinz nur Darlehen, wofür der Kredit um 3 000 000 Mark von 18 auf
21 Millionen erhöht worden ist, zu ermäßigten Zinsen gewährenuud nur in den Fällen, in welchen
der Staat eine weitergehende Unterstützungaus dem 8 Millionenfonds eintreten läßt die hierzu
erforderliche Gegenleistung,sei es in Form der Beteiligung an dem Bahnbaue, oder Gewährung
von Beihilfen i>, tonäs pei-äu in geeignet erscheinenden Fälle» überuehmeu soll. Ich kann im
Interesse unserer Finanzverwaltung nur dringend raten an dieser Beschränkung festzuhaltenund bei
den einzelnen Anträgen auch vom Staudpunkte der hiesigen Verwaltung aus mit aller Strenge
prüfen zu lassen, ob der durch den Bcchubauzu erwartende wirtschaftliche Nutzen die Aufwendung
der gefordertenSummen gerechtfertigt erscheinen läßt. Wenn diese Richtschnurinnegehalten wird,
dürfte der vorgesehene Betrag für die Etatsperiode genügen.

Wolleu Sie diese Grundsätze, welche bei Erlaß des Kleinbahngesetzesnach reiflicher
Erwägung von dem Provinziallcmdtageaufgestelltworden sind, jetzt verlasse«und zu einer weiter¬
gehenden Unterstützungdes Kleinbahubaues iu unserer Provinz übergehen, so handelt es sich bei
diesem Titel nicht um Hunderttausendesondern um Millionen Mark und ich frage wohl nicht mit
Unrecht, wohin weiden wir auf diesem Wege mit unseren Finanzen kommen. Ich möchte an dieser
Stelle eine ernste Mahnung hinsichtlich der finanziellenLage unserer Provinz uicht unterdrücken,
Es hat sich in unserer Provinz immer mehr das System ausgebildet, zu alle» möglichen Ausgaben
die Provinzialuerwaltung heranzuziehenund es hat vor dem Zusammentritt des jetzigen La»dtags
geradezu ciu Wettlauf gegen die Finanzen der Provinz stattgefunden,ein Vorgang, welcher in den
übrigen Provinzen des Staates nicht zu beobachten ist. Man verläßt sich zu sehr auf die Größe
und den Reichtum der Provinz, vergißt aber dabei, daß mit diesen Schlagworten für uus kein
Geld geschaffen wird, sondern daß wir letzteres im Wege der Provinzialumlage erheben müssen.
Ich denke nun nicht kleinlich über '/» oder '/'"/» Mchrnmlagc, aber ich habe stets für unsere Ver¬
waltung von der größten Bedeutung gehalten, daß die Provinzialumlage in der Rhcinprovinz
nicht wesentlich höher ist, wie in den übrigen Provinzen. Ist dies der Fall, so findet alle Welt
sich mit der Umlage ab, während im umgekehrten Falle, wie wir dies ja erlebt haben, Unzufrieden¬
heit und Mißstimmung gegen die Provinzialuerwaltung entsteht. Die Erreichung dieses Zieles
ist in der Rhcinprovinz allerdings nicht leicht, weil wir durch die Übernahme der Vezirksstraßeu
eine Mehrausgabe vor alle» übrigen Provinzen von 4 bis 5«/« als Vorausleistung haben, allein
das, meine Herren, rechnet uns heute bei dem Vergleiche mit den übrigen Provinzen niemand an
und man würde taubeu Ohreu predigen, w-nn man bei einer Umlage von etwa 15°/<> in der
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Rheinprovinzund 10«/„ in Westfalen unseren Mitbürgern klar machen wollte, die Rheinische Provinzial-
verwllltung wirtschaftenicht schlechter, wie die Westfälische. Es ist dies alles ja schon dagewesen
und Ruhe und Zufriedenheit in die Prouinzialverwaltung erst eingekehrt, als in beiden Provinzen
die Umlage gleich war, ein Ziel nach welchemmit allen Kräften seitens der Verwaltung stets
gestrebtworden ist nnd welches wir auch in Zukunft im Auge behalten müssen. Hierzu ist aber
erforderlich,daß wir nns in unsere» Ausgaben, soweit dieselben nicht auf gesetzlichenVerpflichtungen
beruhen, nach den gegebenen Verhältnisse richten und in unseren Bewilligungen Mah halten.
In diesem Sinne rufe ich Ihnen zu „Oioit« inoniti".

Eine erfreuliche Seite unserer Finanzlage erblicke ich darin, daß, wie in dem Vorberichte
zum Hauptetat ausgeführt worden ist, aus den Umlagen der früheren Jahre noch ein Überfchuß
von 935 915 Mark 78 Pf. am Ende des Rechnungsjahres 1902 verbleiben wird. Wenn
von diesem Betrage auch, wie gleichfalls Seite 18 des Vorberichts ausgeführt ist, für das laufende
Jahr voraussichtlich uoch 122 000 Mark zu decken bleiben, so ergibt sich immerhin ein Überschuß
von 814 000 Mark. Es könnte nun die Frage aufgeworfen werden, ob nicht dieser Überschuß
ganz oder teilweise znr Verminderung einer Steigernng der Umlage in den Etat einzustellensein
würde. Der ProvinzialansschußHat sich einstimmig gegen eine solche Maßnahme ausgesprochen
und zwar zunächst aus dem Grunde, weil es den Grundsätzeneiner gesunden Finanzpolitik wider¬
spricht, laufende Ausgaben aus angesammeltenVermögensbestandenzu bestreikn; den laufenden
Ausgaben müssen vielmehr auch laufende Einnahmen gegenüber stehen. Ferner kam in Betracht,
daß bei dem Rückgangunserer wirtschaftlichen Verhältnisse Ausfälle an der in dem Etat vorgesehenen
Einnahme aus Provinzialabgaben wohl nicht zu vermeiden sein werden, zn dereu Deckung diese
Summe für die jetzige oder eine spätere Etatsperiodc notwendigerweisereserviert werden muß.

Meine Herren! Es ist dies der letzte Etat, welchen ich die Ehre habe Ihnen vorzulegen
und möchte ich diese Gelegenheitnicht vorübergehen lassen, ohne eiuen kurzen Rückblick auf die
finanzielleLage unserer Provinz zur Zeit meines Eintrittes und heute zu werfen.

Als ich im Jahre 1877 in die Verwaltuug eintrat, betrugen die Schulden der Provinz
an Anleihen und an schwebenden Schulden 12 187 200 Mark.

Zur Verzinsung der Anleiheschulden waren im Etat 620 816 Mark 50 Pf. vor¬
gesehen, heute betragen die Schulden 14 989 865 Mark 31 Pf., deren Tilgung und Verzinsung
865512 Mark 34 Pf. erheischt.

Die Schulden sind während des 25jährigen Zeitraumes also um rund 2 800 000 Mark
gewachsen, wozu nach Vollendung der vorgesehenen Bauten und Aufnahme der neuen Anleihe noch
rund 6 250 000 Mark treten werden, so daß der Gesamtschuldenbestandnach Ausführung aller
Bauten sich nach 2 bis 3 Jahren auf ca. 21 Millionen Mark belaufen wird. Der Aktiv¬
bestand des Vermögens der Provinz belief sich im Jahre 1877 auf ca. 15 Millionen Mark gegen
36 Millionen Mark heute, welche letztere Summe nach Ausführung der Bauten uud deren Wert
steigen und somit ca. 42 Millionen Mark betragen wird.

An Umlagen wurden im Jahre 187? 3 419 193 Mark erhoben, es waren dieses rund
17°/o des damaligen Staatssteuersolls im Betrage von 20 735 412 Mark.

Nach dem vorliegendenEtat sollen jetzt an Umlage erhoben werden 7 015 000 Mark,
welche 11'/2°/o des jetzigen Steuersolls von 61000 000 Mark darstellen.

Es hat also in den 25 Jahren eine Steigerung der Umlageum 3 595 800 Mark stattgefunden.
Wenn Sie die Frage an mich richten, woher diese Steigerung rührt, so kann ich die¬

selbe mit wenigen Worten beantworten. Im Jahre 187? betrugen die Kosten des Landarmen-
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Wesens 6750 Mark 3 Pfg -> 239101 Mark, also zusammen rund 246 000 Mark, heute sind
für Landarmenkostenim Etat vorgesehen ........... 1 554 000 M.

(Hört! Hört!) und für Kosten der erweiterten Armenpflege, welche erst
durch Gesetz vom 11. Juli 1891 eingeführt worden ist, .... . 1090000 „

zusammenalso für Armenzwecke . . . 2 644 000 M.
mithin jetzt mehr wie im Jahre 187? ........... 2 398 000 M.

Hierzu kommen ferner als neue Ausgaben die Kosten für die Fürsorge¬
erziehung, welche im Jahre 187? noch nicht existierte,mit . . . .___294 400 „

macht zusammen . . . 2 692 400 M.
Diese Kosten liegen der Provinz gesetzlich ob und ist somit die Steigerung der Umlage

von annähernd 2 "/^ Millionen Mark lediglicheine Folge der gesetzlichenVerpflichtungen.
Ziehen Sie diese Posten im Gesamtbeträge von rund 2 2/4 Millionen Mark von der

seit dem Jahre 187? eingetretenenErhöhung der Umlage von 3 595 800 Mark ab, so bleibt nur
noch eine Steigerung der Umlagen von rund °/4 Millionen Mark für die gesamten übrigen Ge¬
biete der Prouinzialverwaltung zu verzeichnen.

Wenn Sie sich demgegenüber vergegenwärtigen, in welchem Maße alle Zweige der
Provinzialverwaltung während des 25 jährigen Zeitraumes angewachsen sind, insbesondereauf dem
Gebiete des Taubstummen-, des Blinden- und des Irrenwcsens, des Straßenwesens, der Unter-
stütznng landwirtschaftlicher und gewerblicher Zwecke, so wird man unserer Verwaltung wohl nicht
die Anerkennungversagenkönnen, daß sie sparsam gewirtschaftet hat. Wie groß unsere Verwaltung
allein auf dem Gebiete des Anstaltswesensgewordenist, beweist der Umstand, daß im Jahre 187?
auf Kosten der Provinz in den vcrfchiedenenAnstalten untergebracht waren 3006 Personen
gegen 16 610 zur Zeit.

Die auf diesen Gebieten entstandenen Mehrausgaben übersteigen zwei Millionen Mail,
wovon auf die Landwirtschaftallein über 600 000 Mark und das Straßenwcsenüber 900 U00 Mark
entfallen. Diese Mehrausgaben sind nnr zu etwa eiuem Drittel aus Prouiuzialumlagen gedeckt
worden, während dieselbeim Übrigen in der Erhöhung der eigenen Einnahmen sowie in Zu¬
schüssen aus deu Zinsüberschüsfcn der Landcsbank ihre Deckunggefnndenhaben.

Ich habe hierbei die Ausgaben für Knnst und Wissenschaft, Museumsbauten, für das
Kaiferdcnkmalin Coblenz, für die zahlreichen Unterstützungenfür Denkmalpflege und landwirt¬
schaftliche und Notstandszwecke nicht in Betracht gezogen, weil diese Ausgaben ebenfalls aus den
Überfchüssenunseres im Jahre 1880 gegründeten Kreditinstituts, der jetzigen Landesbank der
Rheinprovinz, bestlitten worden sind. Die Landcsbank liefert jetzt jährlich 600 000 Mark aus
ihren Überschüssen an die Cenlralverwaltuug ab, ohne daß ihr segensreiches Wirken, namentlichfür
die Erhaltung des Grundbesitzes, in irgend einer Weise dadurch beeinträchtigt wird. In dieser
Hinsicht will ich hier nur anführen, daß die Landesbank im Jahre 1902 18 Millionen Mark
ländliche Darlehen und zwar in überwiegendemMaße in kleineren Beträgen ausgeliehen hat,
wovon 6 Millionen Schulden und 12 Millionen Umwandlung bestehender kündbarer Schulden in
Amortisations-Darlehendarstellten. Es ist hierdurchder ländlichen Bevölkerungeine Zinsersparnis
von ca, 120 0^0 M. geboten worden. Wir nehmen nämlich als Zinsen nur 3^2 °/o, welche uns
die Beschaffungdes Geldes selbst kostet. Heute erhält der Landwirt ein amortisicrbares Darlehen
zu 3^/2°/° Ziusen und ^°/l> Tilgung, also zu 4°/«, während er früher 4'/, bis 5°/« bezahlen
mnßte und teilweise noch heute bezahlen muß. Den Gewinn hat die Landesbanl erzielt durch
Gewährung von städtischen Darlehen, Corporationsdarlehen, wo wir in der Regel 4°/, beziehen
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also '/2°/° Zinsen mehr, was bei der großen Masse von Darlehen, die wir besitzen, eine
Gesamtsummevon 800—900 000 Mark ausmacht, uon denen ca. "/« zum Besten der Provinz
verwendetweiden.

Ich kann, meine Herren, als eine der angenehmstenErinnerungen, welche ich aus
meiner 25jährigcn Wirksamkeit in der Prouinzialvcrwaltung mitnehme, meine Tätigkeit als erster
Direktor der unter meiner Leituug im Jahre 1880 zu einem Grundkreditinstitut erweiterten
Proviuzialhülfskasse, aus welcher die jetzige Landcsbank hervorgegangen ist, bezeichnen. Die
Schwierigkeiten bei der Schaffung dieses Instituts waren nicht gering, und es fehlte auch nicht
an Bedenkengegen ein solches finanzielles Engagement der Provinz, allein es ist gelnngen, aller
SchwierigkeitenHerr zu werden uud ein Institut zu schaffen,welches sich insbesondere unter der
geschickten Leitung des jetzigen Direktors, des Geheimrats Dr. Lohe, zum großen Segen der
Provinz immer weiter entfaltet und fruchtbringendfür die Provinz gestaltet hat und unserer
Verwaltung heute eiuen Überschuß von 600 000 Mark jährlich liefert.

Wenn wir, meine Herren, uns auch gegenwärtig im Zeichen des Niederganges befinden,
wenn wir infolgedessen auf ein Steigen der Staatsstcuern und damit auf ein Anwachsen unserer
Provinzilllabgaben nicht rechnendürfen, wenn Sie angesichtsdieser Verhältnisse auch z. Zt. ernste
Bedenken tragen müssen, die Provinzialabgaben über das unbedingt nöthige hinaus zu erhöhen,
weil die Gemeinden ohnedies mit Schwierigkeitenin ihren Budgets zu kämpfen haben, so bin ich
doch davon fest überzeugt, daß auch diese Zeiten vorübergehenund daß wir wieder normalen Ver¬
hältnissen auf dem Gebiete des wirtschaftlichen Lebens entgegengehen werden und daß alsdcmn die
Provinzinlverwaltung den Wünschen, die heute unerfüllt bleiben muffen, näher treten kann und wird.

Ich beantrage den Haupt-Haushaltsplau fowie die demselbenbeigefügten Einzeletats
an die bezüglichen Fachkommissionen zu verweise», ebenso beantrage ich den Bericht über den Ver-
mügensstandan die I. Fachkommission gelangen zu lassen.

Vorsitzeuder Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteZweigert.
AbgeordneterIweigert: Meine sehr verehrten Herren! Ich glaube zunächst in Ihrer

aller Sinne zu sprechen, wenn ich als zufällig erster Redner nach dem Vortrage des Herrn
Landeshauptmanns den Gefühlen des lebhaftesten Bedauerns darüber Ausdruck gebe, daß der
Herr Landeshauptmann zum letzten Male den Etat uns vorgelegt hat, uud den Empfindungen des
herzlichsten Dankes für die 25 jährige Tätigkeit, uon der er selbst in seiner Rede ein so glänzendes
Bild entrollt hat. (Beifall) Der Herr Landeshauptmann nimmt die Überzeugung mit, daß «
eine wohlgeordnete Verwaltung mit guten Finanzen seinem Nachfolger übergibt und die Über¬
zeugung, daß diese Tatsache im wesentlichenseiner hervorragenden Tätigkeit zu verdanken ist.
(Lebhaftes Bravo!) und ich glaube daher, daß der Dank der Provinz ihm für alle Zeit gewiß
sein wird. (Beifall.)

Meine verehrten Herren! Wenn diesem Dank und dieser Anerkennunggegenüber trotzdem
der einzelneAbgeordnete zum Provinziallandtage auch mit kritischen Bemerkungen an den Etat
herantritt, so ist dies keine Verminderung des vorher Gesagten, sondern eigentlich eine Bekräftigung.
Wollten wir lediglich zustimmen und uns nur iu Dank und Anerkennungerschöpfen, fo würden
wir, glaube ich, doch nicht unsere Pflicht erfüllen, Es sind nuu einmal Gegensätze in der Provinz
vorhanden, die zu berühren Aufgabe und Pflicht ist, uud die zu umgehen m. E. sie nur verkleistern
heißt. Nur eine offene Aussprache auch über die vorhandenen Gegensätze und die m. E, vor¬
handenen Unbilligkeitenkann dazu Veranlassung geben, sie auszugleichenund damit auch die
Zufriedenheit mit der provinziellenVerwaltung weiter zu verbreiten.
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Nun, meine Herren, in dieser Beziehunghabe ich mir gestattet, ohne irgendwie den Gegensatz
zwischen Stadt und Land meinerseits hervorheben oder stärken zu wollen, sondern nur zur Konstatierung
der Tatsachen selbst aus den letzten gedruckten Verwaltungsberichten einmal zusammenzustellen,
wieviel an Provinzialumlagen ungefähr aufgebracht werden dnrch die in der Provinz belegencn
Stadtkreise im Verhältnis zu der gesamtenProvinzialnmlage, und da ergibt sich denn, daß diese
Stadtkreise 3 205 00N Mark Provinzialsteuern zahlen, von einem Stcuersoll von 6'/ü Millionen
also fast die Hälfte, Dabei sind aber gar nicht berücksichtigt alle diejenigengroßen Stadtgemeinden
und großen industriellenLandgemeinden,die nicht die selbständige Kreisberechtigung haben. Sollte
man diese noch hinzuzählen, was leider aus dem vorliegendenMaterial sich nicht ermöglichen
läßt, so würden die Zahlen noch ganz andere werden. Meine Herren! Wir Städter haben über
diesen Umstand niemals Klage geführt, sondern sind stets bereit gewesen, die guten und vielen
edlen Zwecke der Provinz mit unseren Kräften zu unterstützen. Aber, meine verehrten Herren,
wenn wir diesen Zahlen gegenübereinmal darauf aufmerksam machen, in welcher Weise denn mm
die Städte eigentlich bei der Provinzialvcrwaltung beteiligt sind, so «giebt sich, daß von den
14 Provinzialansschnß-Mitglicdcrnsage uud schreibe 4 als städtische Vertreter gerechnetwerden
können. Wenn ich sie nach dem Gewerbe unterscheide, dann werden es auch nicht mehr als 4.
Meine verehrten Herren! Daß da in weiten Kreisen der städtischen Bevölkerungunserer Provinz
die Empfindung vorwaltet, daß darin eine gewisse Vernachlässigungstädtischer Interessen liege,
weiden Sie begreiflichfinden, uud ich meine, Sie könnten ebensogut auch zu den städtischen
Vertretern das Zutrauen haben, daß sie die übrigen Interessen der Provinz nicht vernachlässigen
würden, und müßten iu Zukunft bei der Neuwahl von Provinzialausschuß-MitglicdernIhr
Augenmerkauf Vertreter der Städte richten, wobei ich meinerseits gerade bitten würde, von den
ganz großen Städten Abstand zn nehmen, die ja durch unseren verehrten Herrn Kollegen Becker
bereits vertreten sind und die eine weitere Vertretung weniger nötig haben, wie die mittleren
Städte. Ich konstatiere also nur, daß dieses Mißverhältnis tatsächlich da ist gegenüber den großen
Leistungen,die Sie von uus beanspruche».

Mciuc Herren! Daher kommt es, daß wir Städte namentlichdie Empfindung haben, daß
die Fühlung des Proviuzinlausschussesmit den gewaltigen Interessen, die doch auch in unseren
Gemeinwesenpulsieren, eine recht mangelhafte ist; und die Fühlung des Provinzialausschussesmit
den einzelnen Abgeordnetenselbst ist, meine verehrtenHerren, eine noch mangelhaftere. Wir haben
nun einmal einen Provinzialnusschuß,der alles das gerne besorgt, was seine Aufgabe ist, und auch
manchmal das, was ihn garnichts angeht. (Sehr richtig! und Heiterkeit.) Aber, meine verehrten
Herren, wenn wir nun einmal einen solchen Provinzialnusschußhaben, dann wäre es doch sehr
wünschenswert,daß dieser Prouinzialausschuß nun in allcrengstcrFühlung zu den Abgeordneten
zum Prvvmziallaudtag stände. Das, meine Herren, ist nicht der Fall. Wir sehen uus alle zwei
Jahre auf wenige Tage, dann gehen wir wieder auseinander und wir hören von dem Provinzial¬
nusschuß garuichls (Sehr richtig!) Die wichtigstem Vorkommnisseder Provinzialvcrwaltung
gehen an uns spurlos vorüber (sehr richtig!), wcuu nicht zufällig eimnal eine Notiz darüber sich
in die Zeitungen verirrt, erfahren wir überhaupt nichts davon, (Sehr richtig!)

Meine verehrtenHerren! Das ist und bleibt ein Übelstand, dem entgegenzutretenmeines
Trachtens nur in: Interesse der Provinz gelegensein kann, und ich meine, ein sehr wichtiges Mittel
und ein sehr leicht zu ergreifendes Mittel, um diesen sehr fühlbare«, sehr uuaugenehmempfundenen
Übelstand zu beseitigen,wäre das, wenn wir von der Übung abließen, 2 jährige Etatsperioden
festzustellcuund, wie die übrigen Provinzen, zu einjährigen Etatsperioden übergingen. (Sehr
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richtig!) Meine verehrten Herren! Es ist immer darauf hingewiesen worden, daß auf diese Weise
die Kosten des Provinzinllandtags so außerordentlichwachsen würden. Es ist ja richtig, etwas
mehr wird es ja kosten. Aber, meine Herren, es werden im wesentlichen nnr die Reisekosten sein,
denn ich glaube ganz bestimmt, daß wir bei einjährigen Etatsperiodcn mit sehr viel kürzerer
Sitzungszeit auskommenkönnten, was ja wohl auch im Interesse der Sache und in unserer aller
Interesse dringend zu wünschen wäre. Ich miichte daher der Fachkommission,und zwar der
I, Fachkommission,dringend zur Erwägung anheimgeben, sich einmal zn überlegen, ob es nicht
richtig wäre, den jetzt vorliegendenEtat nicht auf zwei Jahre, sondern nur auf ein Jahr zu be¬
willigen und so deu Provinzialmisschußzu vcraulasscn, uus im nächsten Jahre wiederum zu einer
Beratunng zusammenzu sichren.

Meine sehr verehrten Herren! Das hat auch noch andere sehr wichtige sachliche Gründe.
Wenn Sie die Reden bei der vorjährigen Etatsberatung durchlcsen,wenn Sie den Vorberichtdes
Provinzialausschusseslesen, dann werden Sie finden, daß die Schätzungen,welche der Prouinzial-
cmsschuß gemacht hat uud nach menschlichem Ermessenauch nur machen konnte, sich in vielen, vielen
Fällen als unzutreffend erwiesen haben. Bei den Reden vor zwei Iahreu war gesprochen von
einem Reservefonds— ich will nur eine einzige Zahl nennen — von 1^2 Millionen Mark, der
sich nach Ablauf der laufenden Etatsperiode herausstellen würde. Ja, meine Herren, er ist doch
heruntergegangenauf 814 000 Mark, und es ist nur etwas mehr wie die Hälfte von diesem großen
Reservefonds,den wir damals geschätzthaben, übrig geblieben.

Meine Herren! Hätten wir uns auf eine einjährige Etatsperiode beschränkt, dann wäre
uns ein Irrtum iu diesem Umfangezweifellos nicht passiert. Ich würde also bitten, daß die I Fach¬
kommisston bei Beratung des Etats diese Anregungen einmal einer eingehendenErwägung unter¬
ziehen und prüfen möchte, ob es nicht wünschenswertwäre, zu einjährigen Etatsperioden über¬
zugehen, aus dem doppelten Grnndc, um die Fühlung zwischen Landtag und Ausschußenger zu
gestalten und zweitens, um die Etatsansätze und Schätzungenauf eine sichere Grundlage zu stellen.

Meine verehrten Herren! Die zweite Bemerkung,die ich zu machen habe, uud die ich auch
dem Prouinzialcmsschußzu einer Prüfung warm ans Herz legen möchte, betrifft die Frage, ob nicht
an den einzelnen Etats noch recht erhebliche Ersparnisse gemacht werden können. Meine Herren!
Es ist ja selbstverständlichausgeschlossen, von dieser Stelle aus in der Generaldebatte znm Etat
nach der Richtung hin Detailuorschlägezu machen. Es gehört dazu ein eingehendes Studium
uud eine eingehende Durchberatungjeder Position des Etats.

Aber, meine verehrten Herren, wie sich bei unserer bisherigen Gebahrung die Ansprüche
an den Finanzetat gesteigert haben, haben Sie aus der 25 jährigen Gegenüberstellungdes Herrn
Landeshauptmanns bereits gehört. Ich habe mir eine Zusammenstelluugangefertigt, die sich nicht
ans 25 Jahre, sondern nur auf nicht ganz 10 Jahre bezieht und zwar aus den Jahren 1895/96
bis jetzt zum nächstjährigenEtat,

Meine Herren! Darnach hat sich der Etat des Provinzialausschusses,des Provinzial-
lcmdtags und der Ccntralverwaltung allein um 36,4 Prozent gesteigert, (Hört! Hört!) er ist
hinaufgegangeu von 239 600 Mark auf 326 700 Mark; meine Herren, in 10 Jahren eine Steigerung
von 36,4 Prozent bei der allgemeinenVerwaltung, das sind jedenfalls Zahlen, die der allerernst-
haftestenErwägung bedürfe», ob iu der Tal diese Steigerung durch die Verhältnisse notwendig
herbeigeführtwurde oder ob nicht vielleichtdoch an dieser oder jener Stelle der Gedanke, daß ja
das große Ganze die Summe zu bezahlen habe, verleitet hat, den Weg der Sparsamkeit
etwas zu verlassen.
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Meine Herren! Von den übrigen Etats möchte ich nur einzelne erwähnen, bei denen die
Steigerung auch ganz besonders kraß ins Auge fällt. Beim Landarmcnwcscn— dafür kann ja
nun der Provinzialausschußgar nicht und der Landeshauptmann auch uicht — beträgt die Zahl
68,9 °/n, bei der außerordentlichenArmenpflege67,7 «/<>, bei der Unterhaltung unserer Heil- und
Pstegeanstalten311,5 "/», und, meine Herren, so geht das in ähnlichen Zahlen weiter. In einzelnen
Fällen wieder, meine Herren, z. B. bei der Straßeiwcrwaltung ist die Steigerung nicht fo groß,
wie man in der Regel anzunehmen pflegt; sie beträgt hier nur 20,6 °/». Ich hatte bei der
Zusammenstellung,wie ich sie anfertigte, gemeint, bei der Straßcnoerwaltung würde ich zu einer
viel höheren Steigerung kommen und ich war angenehm überrascht,daß das nicht in dem Umfange
der Fall ist.

Der Herr Landeshauptmann hat in seiner Ansprache ganz richtig darauf hingewiesen, daß
wenn wir überhaupt eine Erhöhung der Umlage uermeidenwollen, dieses nur möglich ist, wenn
wir uns in unseren Ausgaben beschränken und dazu gehört, daß der ganze Proviiiziallandtag und
seine einzelnen Abgeordneten mit der ernsten Absicht hierher kommen, wie ich schon mehrfach
hervorgehobenhabe, nicht blos den Landtag zu benutzen, um für ihren Kreis oder ihre Stadt
etwas heraus zubringen (Sehr richtig!), sondern ihn dazu zu benutze»,tunlichstsparsam die ganze
Verwaltung einzurichten und da vielleicht auch auf eigene Wünsche hin und wieder einmal Verzicht zu
leisten. Darin, meine Herren, liegt der Hauptfehler unserer ganzen Verwaltung, daß jeder immer
denkt: wenn du hier erscheinst,dann mußt du etwas mit »ach Hause bringen, und wenn du
nichts mit nach Hanse gebracht hast, dann bist du eigentlich ein schlechter Provinziallandtags«
abgeordnetergewesen, (Heiterkeit.)

Der Herr Landeshauptmann hat sodcum ausgeführt, daß eine besondere Ursache der
Steigerung bei den diesjährigen Ausgaben darin begründet wäre, daß die Fürsorgeerziehungder
Provinz so erheblicheKosten verursache.Meine Herren! Ich muß das zugeben. Ich kann aber doch
mein Bedauern nicht unterdrücken, daß es gerade die Rheinische Provinzialverwaltung gewesen ist,
welche der Ausführung dieses segensreiche» Gesetzesdie erheblichsten Schwierigkeitenin den Weg
gelegt hat, (Sehr richtig!) und daß es gerade die Rheinische Provinzialverwaltung gewesen ist, die
die Entscheidungendes Königlichen Kammergerichtsherbeigeführt hat, von denen man bei aller
Ehrerbietung vor diesem hohen Gerichtshof doch sagen muß, daß sie recht herzlich vom grünen
Tisch aus gemacht sind. (Sehr richtig!) Ich gebe zu, daß sowohl der Proviuzialausschuß,als
auch der Herr La»deshauptmau» und seine Provinzialverwaltung bei der Flut von Anträgen, die
an sie herantraten, gezwungenwaren, vorläufig alle Mittel zu versuchen, um zunächst etwas diese
Flut von sich abzuhalten. Nachdem aber jetzt neue Anstalten gebaut weiden sollen, nachdem jetzt
doch der erste Ansturm der Anträge sich ein klein wenig gelegt hat, hoffe ich, daß der Proviuzial¬
ausschuß diesen Weg verlassenwird und ein wenig mehr den Sinn des Fürsorgegesetzes im Ange
behalten wird, als wie es bisher der Fall war.

Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat ganz recht gesagt, daß allerdings die
Gefahr vorliegt, daß das Fürsorgcerziehungsgcsetzgegen den Sinn des Gesetzes benutzt werde»
könnte, lediglich um eine Entlastung der Armenverbändc herbeizuführen. Meine Herren! Die
Möglichkeit liegt ja vor, aber es gibt auch unendlich viele Falle, die, nicht aus meiner Stadt,
sondern aus Nachbarstädtcu,besondersaus der Stadt Barmen berichtet worden sind, in denen die
Entscheidungen,die seitens der Gerichtsbehördenauf die Beschwerden unserer Provinzialverwaltung
ergangen sind, nicht darauf abzielte«, ciue Entlastung der Armenverbändeabzuweisen,sondern die
nach meiner unmaßgeblichenÜberzeugung direkt gegen den Geist des Fürsorgecrziehungsgesetzes
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gerichtet waren. Ich erkenne gern an, daß seitens der Provinzialverwaltung viel in dieser
Beziehung geschehen ist. Ich möchte aber bitten, jetzt, nachdemdie erste Flut vorüber ist, etwas
entgegenkommender zu sein, die Wohltaten des Gesetzes mehr den einzelnenUnglücklichen zu teil
werden zu lassen und weniger au die Finanzen zu denken, zumal wir hierbei doch uur mit eiueM
Drittel beteiligt sind und der Staat zwei Drittel zu tragen hat.

Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat sodann uns eine interessante Aus¬
führung gemacht über die Steigerung der Kosten des Landarmenwcsens und über die Art und
Weise, wie diese Frage in dem Nachbarstaats Belgien geregelt ist.

Diese Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns möchte ich uusercr II. Fachkommission
ebenfalls dringend ans Herz legen. Mir scheint, daß es eines ernsten Studiums uud einer sehr
ernsten Erwägung bedarf, ob nicht dieser Weg betreten werden soll. Allerdings «erkenneich nicht,
daß es lange Zeit dauern wird, bis ein solcher Bruch mit dem bisher befolgten System möglich
ist, uud daß wir schließlich nicht so lange warteil können, bis die Gesetzgebung nach der Richtung
geändert ist, um die Fehler unserer Armcnucrwaltungzu beseitigen,

Da scheint mir eiue Anregung keine Beachtung gefunden zu haben, die uou Herrn
von Graud-Ry bei der Beratung des Etats vor zwei Jahren gegebenworden ist uud die mir
sehr beachtenswerterscheint.

Meine Herren! Der Krebsschadender Armenpflege im Osten wie im Westen liegt an
den zu kleinen, leistungsunfähigcnArmenverbänden;hätten wir größere Armenverbände,die leistungs¬
fähiger wären, so würden meiner Ansicht nach viel weniger alle die Schwierigkeitenauftreten, die
der Herr Landeshauptmann vorgetragen hat. Der Versuch der Abwälzung der Armenlast ans
andere Gemeinden,das Abschieben, der Versuch, Leute landarm zu machendurch künstlich gewährte
Unterstützungenoder heimlich gegebene Unterstützungen u. s. w., alle diese Übelständewürden viel
weniger auftreten, wenn wir größere, leistungsfähigere Armeuverbändehätten. Herr von Grand-Ry
hat in der vorigen Tagung ganz ausführlich auf diesen Puukt hingewiesen. Ich habe nicht gehört,
daß er einmal in dem Berichte der II. Fachkommissionerwähnt wäre, und ich meine, wenn die
Reden, die wir hier zum Etat halten, überhaupt einen Zweck haben sollen, so kann es doch nur
der sein, daß die betreffenden Kommissionen,die das angeht, sich mit den hier gegebenenAn¬
regungen wenigstensin etwa beschäftigen.

Meine Herreu! Der Herr Landeshauptmann hat sodann auf die außerordeutlicheArmen¬
pflege hingewiesen. Ich muß sagen, wenn ich das Wachsen dieser Position sehe, freue ich mich
darüber, nicht deshalb, weil die Zahl der Irren so groß wird — daran wird wohl niemand
eine Freude haben — aber darüber, daß für dicfe Unglücklichenso sehr viel besser gesorgt ist,
und ich kann den Prouinzialausschußnur bitten, auf dem Wege weiter fortzufahren, den er viel¬
leicht auch ein bischeu mit auf meine Anregung hin betreten hat: Der Erbauung eigener An¬
stalten uud der Übernahme der Pflege in eigene Fürsorge statt der Unterbringung bei Privaten
oder Genossenschaften.

Meine Herren! Was die sonstigen Bemerkungen, die ich noch zu machen habe, betrifft,
so muß ich sagen, daß mich die Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns, wonach er aus
freundlicher Rücksichtnahmeauf die Städte davon Abstand genommenhat, den Fonds für Unter¬
stützung des Gemcinde-Wegcbaues erheblich zu verstärke», außerordentlich sympathischberührt
haben. (Heiterkeit) Ich bin wirklich durch diese Rücksichtnahmeauf die Finanzverhältnisseder
Städte so überrascht, daß ich mich von der Überraschung noch gar nicht erholen kann, (erneute
Heiterkeit)und deshalb auf diese» Punkt weitereinzugehen, vorab unterlassenmöchte.



42, RheinischerProvinziallandtag, 2, Sitzung am 9. Februar 1903. 2?

Meine Herren! Ich komme nunmehr endlich, nachdem ich meine Bitte um Sparsamkeit nu
die I. Fachkommissionausgesprochenhabe und hiermit nochmals dringend wiederhole, zu der
wichtigsten Frage, nämlich zu der Frage der Festsetzungder Umlage, Meine Herren! Bei jeder
Etatsberatung der Vorjahre habe ich dringend davor gewarnt, die Umlage zu niedrig festzustellen.
Ich habe jedesmal gesagt: Wir haben jetzt gute Jahre, in denen uns das Steucrzahlen nicht schwer
wird, greift jetzt fest zu, verplempert das Geld nicht, gebt es nicht aus, sondern legt es zurück als
Reserve für die magereu Jahre. Meine Herren! Sie habeu iu deu vorigen Jahren diesen meinen
Rat nicht befolgt. Wenn Sie nunmehr den Etatsbericht znr Hand nehmen, so werden Sie sehen,
daß die ausgerechnetenÜberschüssedieses Jahres, ich glaube 42 und 70 000 Mark, also zusammen
100 000 Mark ruud, betrage», wovou noch die zu erwartendenEtatsüberschreitnngcn abgehen,so daß
wenn man dieses letzte Jahr genau besieht,eigentlich ein Defizit vorhanden ist. Das ist die
Folge gewesender Festsetzung der Steuersätzeauf deu niedrigenSatz. Ich habe vor 2 Jahren bereits
gesagt, daß ich das seiner Zeit erfolgte Herabgehenvon 11 auf 10'/,°/» als eiu schlechtes Finanz-
gebahren bezeichnenmüßte nnd ich muß es auch »och heute so bezeichnen. Jetzt sind wir
infolge dieser falschen Fiuanzgevahrnng glücklich ans 11^/2"/° angekommen,und zwar zu einer
Zeit, wo uns die Steuerzahlung recht herzlich schwer wird, zu einer Zeit, wo wir Gemeinden
selber uicht wissen, wo wir das Geld für unsere laufendeil Bedürfnissehernehmensollen.

Meine Herren! Für die von mir hier vertretene Stadtgemeinde beträgt diese Steigerung
der Prouinzilllumlage nm 1"/» eine Erhöhung der von ihr an die Provinz zu zahlenden Abgabe
um ungefähr 30 000 Mark. Diese 30 000 Mark jetzt zu bezahle», meiue verehrten Herren, das
wird uns ganz anders fühlbar, als wie es vor 2—3 Iahreu der Fall war.

Ich möchte daher der I, Fachkommission zur Erwägung anheimgeben,ob nicht iu diesem
Jahre, in diesen Zeiten der Not von einer Erhöhung der Provinzialumlage abgesehen werden kann.
Dann, meine Herren, wenn wir Geld haben, wenn es uns nicht schwer wird, müssen wir bezahlen;
wenn es uns aber schwer wird, zu bezahle», dann müssen wir anch möglichst damit zurückhalte»,
meine Herren.

Ich kann daher, meine Herren, auch durchaus nicht zugeben, daß der Herr Landeshaupt¬
mann darin recht hat, wenn er ausführt, daß es so durchaus unzulässigsei, den Reservefondsvon
814 000 Mark, den wir nun einmal haben und der eigentlich1^/2 Millionen Mark betragen
sollte, allmählich zur Vermindernng der Stenerzuschläge aufzubrauchen Meine Herren! Er ist
angesammelt aus den Stenerüberschüsscn, (sehr richtig!) er ist angesammelt in den letzten 2—3
Etatsperioden; er ist gar nicht älter, uus, die wir heute leben, die wir die Steuern bezahlt haben,
gehört der Reservefondsund wenn uns heute die Steuerzahlung schwer wird, so meine ich, wäre
es berechtigt,einen Teil des Reservefondsznr Deckungder lamenden Bedürfnisseder Provinzial-
Verwaltungzu verwenden, umsomchr,wen» Sie sich entschließen, zn einjährigenEtatsperiode» über¬
zugehen. Setzen Sie den Etat nur für ein einziges Jahr iest uud versuchen Sie es dann mit der
alten Umlage nnd verweisen Sie endlich das Defizit auf die Überschüsseder Vorjahre, dann, meine
Herren, werden Sie im nächsten Jahre bei der nächsten Veratuug die Angelegenheiten noch einmal prüfen
können. Ein Schaden kann daraus uicht entstehe». Die Zeit ist uicht so lang uud wir werden iu
dieser schwerem Zeit zunächst einmal davon befreit, so erheblich höhere Provinzialabgabcn zu bezahlen.
Meine Herren! Auch das möchte ich der I. Fachkommission zur Bcratnng dringend ans Herz legen.

Wenn ich hiermit, meine verehrten Herren, meine kritischen Bemerkungen über den Etat
schließe, so kann ich das doch nur wiederum tun mit dem Ausdruck der Befriedigung uud der
Freude, die unsere Etats- uud Fiuauzvcrhältuisseim allgemeinenerwecken. Ich kann nur wünschen

4.
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daß unsere Provinz sich so weiter entwickeln möge und daß es auch der neuen Verwaltung gelingen
möge, die Finanzvcrhältnissein einer so schönen und geordneten Weise zu erhalten, wie das unserem
nunmehr scheidenden Landeshauptmann geluugen ist.

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer: Meine Herren! Es hat sich
niemand mehr zum Wort gemeldet. Ich gebe dann das Wort dem Herrn Berichterstatter.

Berichterstatter LandeshauptmannDr. Klein: Meine Herren! Ich möchte nicht unterlassen,
dem Herrn OberbürgermeisterZweigcrt meinen wärmstenDank auszusprecheu für die anerkennenden
Worte, mit denen er seine Rede eingeleitetund geschlossenhat. Ich kann die Versicherung hinzu¬
füge», daß eine Kritik der Vorlagen des Proviuzialausschusscsmir stets willkommen gewesen ist
und auch für die Folge willkommen sein wird, namentlich, wenn die Kritik in so maßvoller, so
sachverständiger Weise geübt ist, wie wir das eben bei den Ausführungen des Herrn Oberbürger¬
meister Zweigcrt meiner Person gegenüberwahrzunehmendie Gelegenheithatten.

Was nun die Ausführungen des geehrten Herrn Redners im einzelnen anbelangt, so hat
er sich dafür ausgesprochen,daß Sie das System der zweijährigenEtats verlassen und zu ein¬
jährigen Etats übergehensolle». Diese Frage ist ja häufiger ventiliert worden, auch iu den übrigen
Prouinzialverwaltnngen. Einzelne haben einjährige Etats, andere, wie unsere Nachbarprovinz
Westfalen, zweijährigeEtats. Auch in der letzteren Provinz tritt der Landtag jährlich zusammen,
so daß die Frage der zweijährigenEtats unabhängig ist von dem jährlichenZusammentritt des
Provinziallandtages.

Ob es sich für unsere Provinz empfiehlt, einjährigeEtats für die Folge aufzustellen,wird
ja Gegenstand einer eingehendenBeratung in der I, Fachkommission bilden müssen.

Wenn Herr OberbürgermeisterZwcigert als Grund hierfür angeführt hat, daß sich für
zwei Jahre die Bedürfnisseschwer vorher bestimme» ließen, so ist dies allerdings richtig; ich muh
aber hierbei betonen, daß wir im große» und ganzen stets das Richtigegetroffen haben, Dasselbe
trifft auch bei dem Reservefonds zu. Ich bin nämlich damals von der Annahme ausgegangen,
daß der Landtag dem Antrage des Proviuzialansschussesentsprechend,̂ 2 °/n Umlage mehr erheben
lassen würde. Wenn diese ^2"/« Umlage für die zwei Etatsjahre mehr erhoben worden wäre,
würde der Reservefonds600 000 Mark mehr betragen.

Wäre ich bei der damaligen Abstimmung nicht in der Minorität gebliebenund hätten
Sie '/«°/° Umlage mehr erhoben, so hätten wir jetzt tatsächlich 600000 Mark mehr, so daß meine
Schätzung, welche jener Abstimmungvorhergegangenist, vollständig zugetroffenwäre.

Wenn Herr Oberbürgermeister Zweigert dann weiter eine zehnjährige Gegenüber¬
stellung der Ausgaben gemacht hat, so kann man aus den Zahlen einer solchen Übersicht auch nicht
ohne weiteres Schlüsse ziehen. Sie dürfen, meine Herren, nicht außer acht lassen, daß die große
Vermehrung der Geschäfte, ferner die Gehaltsaufbesserungder Beamten infolge des im Jahre 1899
beschlossenen neuen Besoldungsplanes grade in den letzten 10 jährigen Turnus hineinfällt, und daß
dadurch die Steigerung der Ausgaben entstanden ist. Die Zahlen, welche Herr Oberbürgermeister
Iweigert angeführt hat, sind nichts desto weniger interessant, und ich bitte Sie, dieselben in der
Fachkommissionsorgfältig nachzuprüfen und zu streichen,was Sie an den Ausgaben für über¬
flüssig finden.

Ich kann nur sagen, daß wir nach unserer Auffassung nur dasjenige eingestellt haben,
was notwendig ist. Wenn Herr OberbürgermeisterZweigelt angeführt hat, bei der Straßen-
Verwaltungbetrüge die Steigerung nur 20°/o, so bitte ich zu bedenken, daß die Straßenverwaltung
einen Etat von 5 Millionen Mark hat und daß die 20°/» da l Million ausmachen,was offenbar
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sehr viel ist, während die 136°/° bei dem Etat der Centralverwaltung nur einen verhältnismäßig
geringen Betrag darstellen.

Herr OberbürgermeisterZweigert ist endlich noch auf die Fürsorgeerziehungeingegangen.
Ich kann ihm in dieser Hinsicht die beruhigendeErklärung abgeben, daß schon seit längerer Zeit
bei uns Einsprüchegegen die Fürsorgeerziehungnur in den seltensten Fällen noch erhobenwerden.
Im letzten halben Jahre ist, wie mir eben der Herr Dezernent noch mitgeteilt hat, nur in 2 oder
3 Fallen überhaupt Einsprucherhoben worden. Nachdem die Grundsätzeeinmal festgestellt worden
sind, werden wir auch in Zukunft nur in wenigen besonders gearteten Fällen Einsprucherhebe»,
so daß wir der Anregung des Herrn OberbürgermeistersZwcigert vollständigentsprochen haben und
auch in Zukunft entsprechen werden.

Außer diese» Punkten hat Herr OberbürgermeisterZweigert im übrigen nur Anregungen
für die Fachkommissionen gegeben, von denen ich meinerseitsauch nur bitten kann, daß sie dort
ernstlich geprüft und bei der Festsetzung der Etats im Auge behalten werden mögen.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Wir kommenzur Abstimmung. Der Herr Bericht¬
erstatter hat vorgeschlagen,den Etat wie üblich an die betreffendenFachkommissionen zuuächst zu
verweisen. Andere Anträge liegen nicht vor, werden auch nicht gestellt. Ich darf daher wohl die
Verhandlung schließen und ohne besondere Abstimmung feststellen,daß das hohe Haus mit der
Überweisungan die betreffendenKommissionen einverstandenist.

Wir kommen dann zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung, das ist
Bericht des Provinzialausschusses, betreffend den Vcrmögensstand des
Rheinischen Provinzialverbandes.

(BerichterstatterLandeshauptmannDr. Klein: Auch der I. Fachkommission zu überweisen.)
Der Herr Berichterstatterhat schon bei dem Bericht über den Etat kurz darüber berichtet.

Es wird sich nur darum handeln, die geschäftlicheBehandlung festzustellen. Es wird vou dem
Herru Berichterstatter der Antrag gestellt, diesen Bericht der I. Fachkommission zu überweisen.
Wünscht jemand zu der Vorlage das Wort? — Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich die
Verhandlung und darf auch hier wohl ohne besondere Abstimmungfeststellen,daß das hohe Haus
den Belicht der I. Fachkommission überweist.

Inzwischen ist eingegangendie Nachweisung der gebildeten Abteilungenund Kommisstonen.
Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Abteilungsbildung mitzuteilen und ebenso die

Kommissionsbildung.
Schriftführer AbgeordneterSchrakamp: Die Abteilungenhaben sich konstituiertwie folgt:

I. Abteilung:

Vorsitzender: Friederichs (Remscheid); stellvertretender Vorsitzender: Conze; Schriftführer:
v. Gusrard; stellvertretenderSchriftführer: von Laer.

II. Abteilung:

Vorsitzender: Marx; stellvertretender Vorsitzender: Peters; Schriftführer: Dr. von Sandt;
stellvertretenderSchriftführer: Kreuser.

III. Abteilung:

Vorsitzender:Michels; stellvertretenderVorsitzender:Linz; Schriftführer: Freiherr Laur von
Münchhofen; stellvertretenderSchriftführer: Brüning.
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IV. Abteilung:
Vorsitzender: Freiherrvon Solemacher-Antweiler; stellvertretender Vorsitzender:Aug.Freiherr

von Hövel; Schriftführer: von Kruse; stellvertretenderSchriftführer: Dr. Kaufmann.

V. Abteilung:
Vorsitzender: H. Lueg; stellvertretenderVorsitzender: Freiherr von Scheibler; Schriftführer:

Dr. Sartorius; stellvertretenderSchriftführer: von Boch.

Die Kommissionen sind wie folgt gebildet:

Wllhlprilfuitgstommission:
Vorsitzender: Röchling; stellvertretender Vorsitzender: Klüpfel; Schriftführer: Hclfferich;
stellvertretender Schriftführer: Wiggert; Mitglieder: Freiherr von Ayx, Blank, Vvckiug,

Corty. Croou, Laeis, Lehr, Nels, Öfter, Snethlage, Vopelius.

Geschiiftsoldnungslommission:
Vorsitzender: von Kühlwetter; stellvertretenderVorsitzender: von Niesewand; Schriftführer:
Dr. Hammerschmidt; stellvertretender Schriftführer: Schcrenberg; Mitglieder: Freiherr
von Dalwigk, Gessert, von Hagen, HueZgen, Iörisscn, Keller, Pingeu, Raab,

vom Rath, Servaes, Wilkes.

I. Fachtommission:
Vursitzcndcr: Michels; stellvertretenderVorsitzender: Linz; Schriftführer: Dr. von Sandt,
stellvertretender Schriftführer: Freiherr Laur von Münchhofeu; Mitglieder: Barthels;

von Grand-Ry, von Groote, Hueck, Iörisseu, Kvtter, Marx, Quack,
Schieß, Spiritus, Veltmann.

II. Fachkommission:
Vorsitzender: Fliederichs (Remscheid);stellvertretenderVorsitzender:Lonze; Schriftführer: Oskar
von Nell; stellvertretenderSchriftführer: Vrüniug; Mitglieder: Caspers, von Ehrenbcrg,
Friderichs (Elberfeld), Graf von und zu Hoeusbroech, Freiherr Cl. von Höuel,
Dr. Kirchartz, Dr. Lembke, Dr. Lucas, Dr. A. von Nell, Dr. Stratmann, Dr. Venn.

III. Fachkommission:
Vorsitzender:von Stedman; stellvertretenderVorsitzender:Freiherr von Scheibler; Schrift¬
führer: Dr. Momm; stellvertretenderSchriftführer: von Beckerath; Mitglieder: Böker, Freiherr
A. von Hüvel, Klotz, Kreuser, von Kruse, von Laer, Limbourg, H. Lueg, Molenaal,

Dr. Neuen Du-Mout, Schneemann.

IV. Fachkommission:
Vorsitzender:Freiherr von Schorlemer; stellvertretenderVorsitzender: Prinz von Arenberg;
Schriftführer: Dr. Kaufmaun; stellvertretenderSchriftführer: Dr. von Guerard; Mitglieder:
Breuer, Dick, Freiherr von Geyr-Schweppenburg, Heising, Graf und Marquis von
und zu Hoeusbroech, Huthmacher, Melchers, Merrem, A. Schmitz, F. Schmitz,

Trommershausen.
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VorsitzenderBecker: Meine Herren! Sowohl die Abteilungsbildung wie das Ver¬
zeichnis der Kommissionen wird Ihnen noch im Druck zugehen.

Wir kommen zum letzten Gegenstand der Tagesordnung:
Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der eingegangenen
Vorlagen.

Meine Herren! Das Verzeichnisder eingegangenenVorlagen liegt unter Nummer 44
im Druck uor. Hervorheben möchte ich aus diesem Verzeichnis nur Drucksnche Nummer IN:
Belicht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Wahl eines Amtsnachfolgersfür den
am 1. April 1903 in den Ruhestand tretendenLandeshauptmannDr. Klein. Über die geschäftliche
Behandlung dieses Gegenstandesweiden wir am besten besondersverhandeln. In dem gedruckten
Verzeichnis,das in Ihrer aller Händen ist, steht in der Schlußkolonne „Fachkommissionen" genau
angegeben,'welchenFachkommissionen die einzelnenGegenständedieses ziemlich dicken Verzeichnisses
überwiesenwerden sollen. Ich möchte zunächst mich auf die Anfrage beschränken, ob Sie wünschen,
daß ich die einzelnen Sachen alle vorlese, (Rufe: Nein!) oder ob Sie damit einverstandensind,
— resp, wenn Sie das nicht sind, würde ich bitten, jetzt andere Vorschläge machen zu wollen —
daß mit Ausnahme der Wahl eines Nachfolgers des Herrn Landeshauptmanns, die wir besonders
verhandeln wollen, alle anderen Eingänge, so wie es hier uurgcschlagen ist, den einzelnenFach¬
kommissionen überwiesen weiden. (Zustimmung.)

Es erhebt sich dagegen kein Bedenken, es meldet sich auch niemand zum Wort. Daun
darf ich also als Ihren Beschluß feststellen,daß die sämtlichen Eingänge, mit Ausnahme von
Drucksache Nummer 10, den in dem Verzeichnisangegebene» Fachkommissionen überwiesen werden.

Wir kommen nun zu Nummer 10; da wollte der Herr Landeshauptmanndas Wort haben.
Landeshauptmann I)r. Klein: Meine Herren! Es ist in der Vorlage der Antrag

gestellt worden, die Frage der Bedingungen, unter denen der nene Landeshauptmann gewählt
werden soll, sowie die Vorbereitung der Personenfrage einer Kommissionzu überweise». Der
Provinzialausschuß hat den Vorschlag gemacht, diese Kommission zusammenzusetzen aus dem
Provinzialausschußund aus 15 Mitgliedern dieses hohen Hauses. Er ist dabei von der Erwägung
ausgegangen, daß der Provinzialausschuß in erster Linie berufen sei, mit dem neuen Landes¬
hauptmann zusammen zu arbeiten, und daß deshalb ihm auch ein besonderer Einfluß bei der
Personenfrage eingeräumt werden müsse. Der Provinzialausschußlegt aber keinen entscheidenden
Wert darauf, wie Sie die Kommission zusammensetzen wollen, ob Sie also den Vorschlag des
Provinzialausschussesannehmen oder statt dessen eine freie Kommission,von etwa 30 Mitgliedern
aus der Mitte dieses hohen Hauses erwählen wollen.

AbgeordneterZw tigert: Darf ich ums Wort bitten?
Vorsitzender Becker: Herr AbgeordneterZweigert hat das Wort.
AbgeordneterZweigert: Meine verehrten Herren! Die Sache steht nicht auf der Tages¬

ordnung. Es heißt nur „die Art der geschäftlichen Behandlung". Eine große Anzahl der Herren
Kollegen hat den Saal bereits verlassen, ohne eine Ahnung davon zu haben, daß diese wichtige
Frage noch zur Besprechungkommen würde. Ich möchte daher meinen, daß wir die Art der
Wahl und die Beschlußfassung über die geschäftlicheBehandlung der Wahl des Landeshauptmanns
als ersten Gegenstand auf die Tagesordnung unserer Sitzung vom nächsten Donnerstag setzen.
(Sehr richtig!) So lange Zeit wird die Sache wohl doch noch haben, ich glaube wirklich, daß
es nicht angebrachtist, so in letzter Stunde — die Herren sind alle schon aufgestanden — diese
wichtige Frage noch zu erledigen. (Bravo!)
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Vorsitzender Becker: Es meldet sich sonst niemand mehr zum Wort.
Dann scheint es nach den Äußerungen, mit denen Sie die Ausführungen des Herrn

Abgeordneten Zweigert begleiteten, daß es Ihr Wunsch ist, daß diese Angelegenheit nicht
jetzt erledigt wird, (Sehr richtig!) sondern nächsten Donnerstag auf die Tagesordnung gesetzt wird.
(Zustimmung!)

Das scheint also Ihr Wille zn sein.
Dagegen scheinen auch Bedenkenvon anderer Seite nicht erhoben zu werden.
Dann werde ich danach verfahren, und dann bleibt heute der Gegenstand unerledigt,
(Zuruf: Wauu ist die nächste Sitzung?)
Dann kommen wir zu dem Verzeichnisder eingegangenenPetitionen. Auch dieses Ver¬

zeichnis liegt Ihnen in der Drucksache Nr. 45 vor. Es handelt sich dabei um 18 verschiedene
Petitionen, Auch in diesem Verzeichnisist genau angegeben, welchen Fachkommissionen die ein¬
zelnen Petitionen zur Beratung überwiese»werden sollen.

Wünschen Sie, daß ich das verlese, (Zuruf: Nein!) oder haben Sie davon Kenntnis?
WünschenSie eine Bemerkuugzu machen über die Fachkommissionen oder sind Sie mit denselben
einverstanden?

Es meldet sich niemand zum Wort.
Dann schließe ich die Verhandlung und darf wohl ohne besondereAbstimmungfeststellen,

daß Sie mit den Vorschlägeneinverstandensind.
(Zuruf: Wann ist die nächste Sitzung?)
Meine Herren! Es kommt alles noch.
Außer diesen Vorlagen, über deren geschäftlicheBehandlung wir eben beraten haben, sind

noch eingegangenDrucksachen Nr. 46: Bericht und Antrag des Provinzialciusschusses,betreffend
die Veräußerung von Grundstücken, welche für die Straßeuverwaltung entbehrlich sind. Ich
erlaube mir den Vorschlag,diese Angelegenheitder III. Fachkommission zu überweisen.

Bedenkenwerden dagegen nicht laut. Dann stelle ich das als Ihren Beschlußfest..
Desgleichenein Bericht und Antrag des Prouinzialausschussesbetreffend die Bewilligung

eines Darlehns aus dem Kleinbahnfonds an den Kreis Waldbroel zur Bestreitung der Grund-
erwerbskostender staatlichen Nebenbahn Wichl-Waldbroel-Mursbach. Hier wird vorgeschlagen,
ebenfalls die Angelegenheitder III. Fachkommission zu überweisen.

Auch das scheint bei Ihnen keine Bedenken zu finden! Es meldet sich niemand zum Wort!
Daun schließe ich die Verhandlung und stelle fest, daß Sie diefcn Bericht ebenfalls der III. Fach-
kommifsion überwiesenhaben.

Dann, meine Herren, möchte ich Ihnen schon jetzt die Mitteilung machen, daß als Tag
unseres üblichenStändcessens morgen über 8 Tage, der Dienstag in 8 Tagen, bestimmt ist, damit
Sie sich mit Ihren Dispositionen danach richten können.

Damit wären wir am Ende unserer heutigen Sitzung.
Was die nächste Sitzung anlangt (Zuruf: Ich bitte um Mitteilung, wann die Plenar¬

sitzung am Donnerstag angeht!), so bin ich nicht in der Lage, Ihnen jetzt schon eine Tagesordnung
vorschlagen zu können, wie das auch früher nicht geschehen ist. Wir müssenabwarten, was die
Kommissionenbis zum Donnerstag eben für den Spruch des Hauses bereit stellen, und danach
bitte ich, mich zu ermächtigen, die Tagesordnung festzustellen.

Was die Zeit anlangt, so möchte ich Ihnen vorschlagen,daß wir am Donnerstag «M
12 Uhr mit der Sitzung beginnen. (Zuruf: Um 1!)


	Seite 9
	Seite 10
	Seite 11
	Seite 12
	Seite 13
	Seite 14
	Seite 15
	Seite 16
	Seite 17
	Seite 18
	Seite 19
	Seite 20
	Seite 21
	Seite 22
	Seite 23
	Seite 24
	Seite 25
	Seite 26
	Seite 27
	Seite 28
	Seite 29
	Seite 30
	Seite 31
	Seite 32

